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Die Chätigkeit der k. k. Bergbehörden auf dem Gebiete 
der Vergpolizei und der Ueberwachung der Arbeiter⸗ 
verhältniſſe im Jahre 1896. 

Nach dem officiellen Berichte von Dr. Moriz Caſpaar. 


Wiederholt wurde in letzter Zeit an dieſer Stelle darauf hin— 
gewieſen, daß die Ausgeſtaltung der Verwaltungsbehörden im Inter— 
eſſe der wirthſchaftlichen Entwicklung des Staates in einer Spe— 
cialiſirung der verſchiedenen Aufgaben, welche ihr geſtellt find, zu 
ſuchen ſei. Es wurden auch die Bergbehörden als ein Beiſpiel dafür 
angeführt, in welcher Weiſe die Anpaſſung der Verwaltung an die 
geſteigerten wirthſchaftlichen Bedürfniſſe durch eine ſpecielle Aus— 
bildung der Verwaltungsorgane zu ſuchen ſei. Wir finden aber in 
der Organiſation der Bergbehörden noch eine weitere Frage gelöst. 
Die Lostrennung der Ueberwachung der Arbeiterverhältniſſe, ſowie 
jener der Sicherheit der Betriebe auf dem Gebiete der gewerblichen 
Unternehmungen von den übrigen Aufgaben der Verwaltungsbehörden 
mag in einer äußeren Urſache, der ſpäteren Einführung des Gewerbe— 
inſpectorates und der aus Rückſicht auf Gründe der Sparſamkeit be- 
ſchränkten Ausdehnung dieſer Inſtitution zu ſuchen fein; eine zweck— 
mäßige Maßregel kann in dieſer Lostrennung nicht gefunden werden. 
Es ſoll damit nicht geſagt ſein, daß das Einvernehmen zwiſchen den 
politiſchen Behörden und dem Gewerbeinſpectorate nicht immer ein 
genügend inniges ſei, es ſcheint uns aber doch. daß manchmal der 
nothwendige Contact fehlt. Die Organiſation der Bergbehörden hat 
dieſe Klippe zu umgehen gewußt, indem ſie einen feinerzeit nur 
mangelhaft ausgebildeten Zweig ihrer Aufgaben entſprechend aus⸗ 
geftaltete, beziehungsweiſe die Aufgaben, welche ihr bereits durch das 
Berggeſetz vom Jahre 1854, allerdings nur in ihren Anfängen, zu⸗ 
gewieſen waren, den Anforderungen der Zeit und der größeren In— 
tenſität des Bergbaubetriebes entſprechend erweiterte. Allerdings kam 
ihr hiebei die ſpecielle Fachkenntniß ihrer Organe zu ſtatten. Wenn 
nun in unſerer Zeit von grundſätzlich verſchiedener Seite die Forde⸗ 
rung erhoben wurde, die Sicherheits- und Arbeitspolizei aus dem 
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Thätigkeitsbereiche der Bergbehörden auszuſchalten, ſo haben doch bis 
heute dieſe Verſuche, eine ſeit Jahrzehnten eingelebte Organiſation 
durch noch nicht erprobte Einrichtungen zu erſetzen, keinen Erfolg ge— 
habt. Es muß mit Anerkennung hervorgehoben werden, daß die maß— 
gebenden Perſönlichkeiten im Ackerbauminiſterium die Mängel, welche 
der früheren Organiſation der Bergbehörden anhafteten, zu beheben, 
und die Ausgeſtaltung der Bergbehörden gerade in Richtung auf den 
Inſpectionsdienſt lebhaft zu befördern wußten. Daß die Beſtrebungen 
in dieſer Richtung nicht allgemeine Anerkennung finden, iſt leicht zu 
erklären, da unleugbar manche von Außen gemachten Vorſchläge nicht 
ausſchließlich auf die Durchführung einer rationellen Sicherheitspolizei 
allein gerichtet ſind, und da anderſeits auf einem Gebiete, das zu 
ſeiner völligen Erfaſſung Fachkenntniſſe nicht entrathen kann, mehr 
als auf anderen Gebieten es an gutgemeinten Rathſchlaͤgen, deren 
Durchführung unmöglich iſt, nicht mangelt. 

Der vorliegende Bericht iſt im Intereſſe einer raſchen Ver— 
öffentlichung in drei Abtheilungen erſchienen. 

Die erſte Lieferung enthält die Berichte über das Gebiet der 
Berghauptmannſchaften Prag und Wien, außerdem die in ſachlicher 
Beziehung ausgezeichneten Mittheilungen der ſtändigen Comités zur 
Unterſuchung von Schlagwetterfragen in Mähriſch-Oſtrau und Segen⸗ 
gottes, ſowie Verordnungen der Berghauptmannſchaften Wien und 
Prag, denſelben Gegenſtand betreffend. Die zweite Lieferung enthält 
die Berichte der Berghauptmannſchaft Klagenfurt, die dritte endlich 
die Berichte der Berghauptmannſchaft Krakau und die tabellariſche 
Ueberſicht über die Inſpections-Thätigkeit der Bergbehörden. 

Wir wollen nun, wie in den Vorjahren, die Thätigkeit der 
Bergbehörden auf dem im Titel umgrenzten Gebiete kurz ſkizziren. 


J. Handhabung der Bergpolizei. 


Im Jahre 1896 waren 1049 Anlagen in Betrieb mit 
139.114 Arbeitern, im Ganzen wurden 2468 Inſpectionen vor— 
genommen. Das Ackerbauminiſterium hat unmittelbar 11, die In- 
ſpectionsorgane der Berghauptmannſchaften haben 165, die Revier⸗ 
bergämter 2292 Inſpectionen durchgeführt. Im Durchſchnitte entfallen 
demnach auf jeden Betrieb zwei bis drei Inſpicirungen. Je nach der 
Intenſität des Betriebes in den einzelnen Revieren, nach den für die 
Sicherheit des Betriebes nöthigen Sicherheitsvorkehrungen ſchwankt 
auch die Zahl der auf die einzelnen Berghauptmannſchaften im Ver— 
hältniß zur Zahl der Betriebe entfallenden Inſpectionen. Die meiſten 
Inſpectionen wurden ausgeführt in den Revieren Brür, Cilli, 
Mähriſch-Oſtrau, und zwar auf je einen Betrieb fünf, fünf und 
vier. Die vorangeführten Zahlen weiſen die Intenſität der Beauf- 
ſichtigung des Bergbaubetriebes nach. Einbezogen in die Zahl der 
Betriebe find auch die Hüttenbetriebe im engeren Sinne, ſowie die 
Salinen- und Naphtabetriebe. 

Die für das Jahr 1896 nachgewieſenen Inſpectionen erfahren 
jedenfalls in den folgenden Jahren mit der Ausgeſtaltung, be— 
ziehungsweiſe Perſonalvermehrung der Bergbehörden noch eine weitere 


Zunahme, ſo daß im Jahre 1896 die Normalziffer noch nicht er— 
reicht iſt. Die Zahl der Bergbauinſpectionen iſt Gegenſtand ſtark aus⸗ 
einandergehender Erörterungen. Die Betriebsgefahr wird beim Berg— 
bau mit Rückſicht auf die ſpeciellen Verhältniſſe für bedeutend größer 
gehalten als bei anderen Betrieben, obgleich dies nicht ganz zutrifft. 
Es iſt vielmehr die Eigenart des Betriebes und die Möglichkeit von 
Maſſenunglücksfällen, welche eine beſondere Betriebsüberwachung er— 
heiſcht. Dieſe deckt ſich aber in der Regel mit den Anforderungen 
eines rationellen Bergbaubetriebes überhaupt und liegt eine Gewähr 
gegen Unfälle vielmehr in den Betriebseinrichtungen im Ganzen, als 
in einer Detailüberwachung. Trotzdem machen ſich verſchiedene Stimmen 
geltend, welche die heute durchgeführten Grubeninſpectionen noch als 
unzureichend anſehen. Die diesbezüglichen Forderungen laſſen ſich 
folgend charakteriſiren. Es wird einerſeits, von Seite der Arbeiter- 
vertreter, eine abſolute Vermehrung der Inſpectionen an ſich gefordert 
und werden Zahlen, wie mindeſtens zwei Inſpectionen im Monate 
genannt. Dies würde dem heutigen Durchſchnitte gegenüber eine ſechs⸗ 
fache Erhöhung der Thätigkeit der Inſpectionsorgane, beziehungsweiſe 
eine dementſprechende Perſonalvermehrung erfordern. Dieſer Auf— 
ſtellung gegenüber wird von fachmänniſcher Seite eine allgemeine, 
weitgehende Vermehrung der Inſpectionen als nicht nothwendig be— 
zeichnet, weil eine Intervention ſeitens der Aufſichtsbehörde nur in 
dem Maße einen Zweck haben kann, als ſich die Betriebsverhältniſſe 
ändern, oder eine Inſpection thatſächlich Mängel conſtatirt hat, deren 
Abſtellung nothwendig erſcheint. Es kommt auch weſentlich auf die 
Art des Betriebes, auf natürliche Verhältniſſe u. dgl. an. Bei Schlag— 
wetter führenden Gruben iſt eine Gefahrenclaſſification eingeführt, nach 
welcher ſich auch die Sicherheits- und Betriebsvorſchriften richten. 
Es wäre ein Irrthum, zu glauben, daß ſehr häufige Inſpectionen unter 
allen Umſtänden einen höheren Grad der Sicherheit ſchaffen konnen, 
da dieſe vielmehr von dem Beſtande entſprechender, bleibender Einrich— 
tungen und von der Einhaltung eines beſtimmten Betriebsplanes, der 
wieder von den natürlichen Verhältniſſen abhängt, bedingt iſt. Wir 
haben ſchon in unſerer letzten Beſprechung darauf hingewieſen, daß 
die Bergbehörde bei der Prüfung der Betriebsverhältniſſe ſolcher Gruben 
(Schlagwetter), welche für die Arbeiter eine höhere Gefahr bedingen, 
ſtets im Einvernehmen mit den berufenſten, außer dem Organismus 
der Bergbehörden ſtehenden Fachleuten vorgeht, daß alſo, was an tech— 
niſchem Wiſſen und Können für dieſe Aufgabe geleiſtet werden kann, 
aufgeboten wird. 

Eine weitere Forderung betrifft die Einführung von Inſpec⸗ 
toren aus dem Stande der Arbeiter. Dieſe Forderung entſpringt 
einerſeits der Parteiorganiſation, ſie fußt anderſeits auf dem Miß⸗ 
trauen gegenüber der heute beſtehenden Inſpection, der man die nöthige 
Umſicht und — Energie gegen die Unternehmer nicht zugeſtehen 
will. Außerdem wird von Arbeitern gewählten Inſpectoren eine ge— 
nauere Detailkenntniß vindieirt. Hier kommt auch außer den Rück- 
ſichten für die Sicherheit der Arbeit noch die Ueberwachung der 
Arbeitsbedingungen in Frage. In ihrer Tendenz deckt ſich dieſe Forde 
rung mit der bereits früher erwähnten. Geſetzgebung und Verwaltung 
werden ſich vor Augen halten müſſen, daß jene Maßregeln getroffen 
werden, welche einerſeits nothwendig, anderſeits aber auch durch— 
führbar, beziehungsweiſe mit dem Beſtande der betreffenden Gruben 
vereinbar ſind. Der Inſpectionsdienſt wird ſtets eine Controle der 
Sicherheit des Betriebes bieten, es muß aber auch anderſeits damit 
gerechnet werden, daß dieſe Controle nie ſoweit gehen kann, daß ſie 
die Verantwortung der zunächſt Betheiligten aufhebt, oder durch eine 
Störung der für die Sicherheit des Betriebes unbedingt nöthigen 
Disciplin eine neue Gefahrenquelle ſchaffe. Welche Schwierigkeiten 
ſich bezüglich der Disciplin heute ſchon an einzelnen Orten ſeitens 
der jungen Arbeiter ergeben, kann aus den vorliegenden Berichten 
entnommen werden. Dies darf auch nicht überſehen werden, wenn 
man der Beurtheilung der Frage der Inſpectoren aus dem Stande der 
Arbeiter gegenübertritt. Man wird zu erwägen haben, welche Leiſtung 
kann auf dem Gebiete des techniſchen Betriebes, beziehungsweiſe deſſen 
Sicherheit mit Recht erwartet werden und wie würde ſich eine ſolche 
Inſtitution gegenüber der Betriebsüberwachung durch Fachmänner, 
ſowie gegenüber der Betriebsführung verhalten. — 

Wir erwähnen hier nur, daß die Berichte ſowie die als Anz 


hang beigegebenen Monographien einen techniſch reichen Inhalt nach⸗ 
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weiſen, und daß das Studium der Berichte nicht nur die beträcht⸗ 
liche und zum Theil ſehr anſtrengende Thätigkeit der Inſpections— 
organe vor Augen führt, ſondern dieſe Berichte auch als eine höchſt 
ſchätzenswerthe Inſormation für den Betriebstechniker erſcheinen läßt. 


II. Ueberwachung der Arbeitsverhältniſſe. 


Schwieriger noch als auf dem Gebiete der gewerblichen Unter— 
nehmungen laſſen ſich beim Bergbau Bergpolizei und Ueberwachung 
der Arbeiterverhältniſſe trennen, weil die Eigenart des Bergbaubetriebes 
eine ſtrenge Ordnung der Arbeit und dementſprechende Arbeitsdisciplin 
fordert, und die allgemeinen Verhältniſſe der Arbeiter auf die Arbeit 
beim Bergbau zurückwirken. Dies darf nicht außer Acht gelaſſen wer— 
den, wenn man die Thätigkeit der Bergbehörden auf dem in den Be— 
richten umſchriebenen Gebiete beurtheilt. Nicht allein die Bedeutung 
des Bergbaues, ſpeciell des Kohlenbergbaues für unſer heutiges wirth— 
ſchaftliches und culturelles Leben, ſondern ebenſo die Sicherheit des 
Bergbaubetriebes als ſolche kommen in Frage. 

Wir haben es hier mit zweierlei Aufgaben zu thun. Die eine 
gelangt zum Ausdrucke in der Ueberwachung der Durchführung aller 
jener geſetzlichen Beſtimmungen, welche zum Schutze der Arbeiter ge— 
troffen ſind. Der Arbeitsvertrag im engeren Sinne, Arbeitszeit, be— 
ziehungsweiſe Schichtdauer, Sonntagsruhe, Art und Zeit der Aus— 
löhnung, Bequartierung, weiters das Gebiet der Unterſtützungscaſſen, 
der Bruderladen — an und für ſich umfangreiche Aufgaben. 

Die einzelnen Berichte der Revierbergämter, aber auch jene der 
Inſpectionsorgane der Berghauptmannſchaften bieten uns über dieſe 
Fragen ein reiches Materiale, indem ſie zahlreiche Daten über Unter— 
kunftsverhältniſſe, Löhnung, Verpflegung der Arbeiter enthalten. Die 
Inſpectionen werden zum Theil von amtswegen ohne weitere Ver— 
anlaſſung, zum Theil über eingereichte Beſchwerden oder bei Unfalls— 
erhebungen durchgeführt. Die Organe der Bergbehörden benützen aber 
auch reine Verwaltungsangelegenheiten, Commiſſionen und Erhebungen 
allgemeiner Natur, um ſich über die engeren Gebiete der Bergpolizei, 
die Einhaltung der entſprechenden Vorſchriften bei den einzelnen Berg— 
bauen zu inſormiren. Es muß hier erwähnt werden, daß das k. k. Acker— 
bauminiſterium ſeither eine Erhebung der Schichtdauer beziehungs— 
weiſe Arbeitszeit bei den öſterreichiſchen Bergbauen durchgeführt hat, 
eine umfangreiche Arbeit, deren Ergebniſſe die Thatſache nachgewieſen 
haben, daß die Arbeitsdauer beim Bergbau in Oeſterreich im Durch- 
ſchnitte unter jener ſteht, welche durch das Geſetz vorgeſchrieben iſt. 
Die Berichte beſchäftigen ſich auch mit den von einzelnen oder von 
Gruppen vorgebrachten Beſchwerden und ihrer Unterſuchung. Im 
großen Ganzen iſt das uns gebotene Bild kein ungünſtiges. Daß das 
Mißtrauen der Arbeiter gegen die Unternehmungen wiederholt hervor— 
gehoben wird, conſtatirt nur eine leider nicht zu leugnende Thatſache. 
Die galiziſchen Arbeiterverhältniſſe haben ſich zum Theil durch Ein— 
richtungen bei größeren Unternehmungen gebeſſert; die Schilderungen 
die wir für einen größeren Theil erhalten, ſind aber noch immer 
recht trübe. 

Auch die vielbemerkte Klage über Schnapsſchänken, deren Bes 
ſeitigung oder Einſchränkung weder den Bergbehörden noch den Unter— 
nehmungen, noch den Arbeitern ſelbſt gelingen will, iſt neuerdings zu 
finden. Sollte es denn wirklich nicht möglich ſein, dieſer von allen 
Seiten anerkannten Gefahr zu ſteuern? Wie in den früheren Berichten 
ſo finden wir auch in den vorliegenden eine objective Haltung der 
Bergbehörde vorherrſchend. Es iſt dies umſomehr anzuerkennen, als 
heute die Objectivität auf dieſem Gebiete leider wenig Anhänger zählt. 

In zweiter Linie ſind die Bergbehörden als Aufſichtsbehörde 
das Vermittlungsorgan für alle jene Beſtrebungen, welche ſich für eine 
Aenderung geltender geſetzlicher Beſtimmungen geltend machen. 

Es iſt bekannt, daß gerade beim Bergbau als dem für Induſtrie 
und Verkehr maßgebendſten Betriebe ſich die Beſtrebungen nach einer 
Aenderung der Arbeitsverhältniſſe in der Frage der Arbeitszeit und 
der Löhne häufiger als auf anderen Arbeitsgebieten geltend machen, 
und daß die Bergbehörden hier als Verwaltungsbehörden zwiſchen den 
Parteien zu vermitteln berufen ſind. Es gilt dies ſowohl für den Fall 
von Arbeitseinſtellungen, deren allerdings die Berichte wenig von Be— 
lang zu verzeichnen hatten, es gilt dies aber auch von den grund— 
legenden Fragen, welche die in neuerer Zeit eingerichteten berathenden 
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Körperſchaften beſchäftigen, Arbeitszeit und — eine der ſchwierigſten 
Gebiete des Unterſtützungsweſens — die Bruderladenfrage. 

Hier find die Behörden vor die ſchwierigſte Aufgabe geſtellt, 
indem ſie nicht nur den berechtigten ſocialen Forderungen der Zeit 
Rechnung zu tragen haben, andererſeits aber auch die Intereſſen des 
Bergbaues vom Standpunkte der Volkswirthſchaftspflege zu beachten 
haben. Gerade für dieſe Aufgabe ſind ſie aber durch die fachtechniſche 
Ausbildung ihrer Organe beſonders geeignet. Sie werden dadurch manchen 
weitgehenden Forderungen ſich entgegenſtellen müſſen, auf die Gefahr 
hin, theoretiſchen Anforderungen nicht nach Wunſch gu entſprechen, 
ſie ſind aber durch ihre Organiſation und durch die Vereinigung der 
verſchiedenen Verwaltungsaufgaben geeignet, jene Löſung zu treffen, 
welche dem wirklich allgemeinen Beſten entſpricht. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Beimiſchung des ſogenaunten Bierhanſels zu auszufchänkendem Bier 

(§ 10 des Lebensmittel⸗Geſetzes vom 16. Jänner 1896, N.⸗G.⸗Bl. 

Nr. 89 ex 1897; Hofkanzleidecret vom 29. Juli 1841, Politiſche 
Geſetzſammlung, Band LXIX, Nr. 88). 


Der Caſſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 18. Jänner 
1899, 3. 376a, in Folge der von der Generalprocuratur erhobenen 
Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes zu Recht erkannt: 
Durch das Urtheil des Landes- als Berufungsgerichtes in Wien vom 
20. Mai 1898, womit in Abänderung des Urtheiles des Bezirks- 
gerichtes Hernals vom 31. März 1898 Franz R. von der Anklage 
wegen Uebertretung des §8 8 St.-G. und § 10 des Geſetzes vom 
16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, freigeſprochen ward, 
wurde das Geſetz in den Beſtimmungen der SS 3, 258, I. Abſatz, 
und 281, Z. 4 und 5 St.⸗P.⸗O. verletzt. 

Gründe: Aus den von der Generalprocuratur anher mit— 
getheilten, die Strafſache gegen Franz R. wegen Uebertretung des 
§ 8 St.⸗G. und des $ 10 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, betreffenden Acten beider Inſtanzen ergibt 
ſich folgender Sachverhalt: 

Bei der am 17. Febrar 1898 in dem Schanklocale des Gaſt— 
wirthes Franz R. vorgenommenen marktämtlichen Reviſion wurden 
vom Schanktiſche zwei Liter ſchales, bereits ſaures Bier, ſogenannter 
„Hanſel“, und im Eiskaſten ein Liter ebenſolches Bier vorgefunden. 
R. geſtand zu, das Bier ſei aus in Trinkgläſern zurückgelaſſenen 
Reſten zuſammengeſchüttet. Wie die Zeugen Hermann D. und Lothar C. 
beſtätigen, gab Franz R. an, das ganze bei ihm beanſtändete Bier 
ſei zum Schabenfangen beſtimmt geweſen. Vor dem Bezirksgerichte 
Hernals verantwortete ſich Franz R. dahin, nur der eine im Eis— 
kaſten aufgeſtellte Liter Bier ſei zum Schabenfange aufbewahrt worden, 
die anderen zwei Liter jedoch hatten in ein Faß geſchüttet werden 
ſollen, in welchem er ſolche Bierreſte zu ſammeln pflegte, um ſie 
ſeinerzeit, wenn das Faß voll war, an die Brauerei abzuliefern, die 
ihm laut einer mit derſelben getroffenen Vereinbarung für jeden Eimer 
„Hanſelbier“ einen Eimer friſchen Bieres einzutauſchen habe. Das 
Bezirksgericht ſchenkte jedoch der Verantwortung des Franz R. keinen 
Glauben, ſtellte vielmehr feſt, die beanſtändeten Bierreſte ſeien zur 
Beimiſchung unter das auszuſchänkende Bier vorbereitet geweſen, und 
erkannte mit Urtheil vom 31. März 1898 den Franz R. der ver⸗ 
ſuchten Uebertretung des § 19 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, ſchuldig. Die von ihm gegen dieſes 
Urtheil eingebrachte Berufung hatte Erfolg. Das Landesgericht in 
Wien ſprach ihn mit Urtheil vom 20. Mai 1898 von der Auklage 
frei. Der Urtheilsbegründung iſt zu entnehmen, daß das Verufungs— 
gericht die Verantwortung des Angeklagten deßhalb für glaubhaft hielt, 
weil der im Brauhauſe bedienſtete Bierabträger Adalbert U. die Ge— 
pflogenheit beſtätigt habe, daß nicht mehr ausſchenkbares Bier dem 
Brauhauſe gegen Vergütung durch gutes Bier zurückgegeben werden 
konnte, ferner die Tochter des Angeklagten, Hermine R., angegeben 
habe, daß das abgeſtandene Bier zu dieſem Zwecke in ein Sammel— 
faß zuſammengeſchüttet wurde, und auch die vom Angeklagten be— 
hauptete Verwendung des ſauren Bieres zur Schabenvertilgung von 
den Zeugen Margarethe B. und Hermine R. bekräftigt werde. 


Unerörtert mag bleiben, ob die Ausſagen der letztgenannten 
Zeugen zur Unterſtützung der Verantwortung des Angeklagten heran⸗ 
gezogen werden können, da ja aus den Depoſitionen der Margarethe B. 
hervorgeht, daß nur geringe Quantitäten ſchalen Bieres zur Vertil⸗ 
gung von Ungeziefer ihre Verwendung fanden, wogegen Angeklagter 
bei der in ſeinem Locale vorgenommenen Reviſion behauptet hatte, 
das ſämmtliche beanſtändete Bier ſei zur Schabenvertilgung beſtimmt, 
und die Aufbewahrung. eines Theiles desſelben im Eiskaſten gewiß 
nicht dafür ſpricht, daß gerade dieſes aufzufriſchende Bier die be= 
hauptete Verwendung finden ſollte. Allein ganz unzutreffend iſt ficher- 
lich die Berufung auf die Ausſagen des Adalbert U. Die Entſchei— 
dungsgründe des Urtheils geben dieſelben unrichtig wieder. Weit ent⸗ 
fernt, die von Franz R. behauptete Gepflogenheit des Bierumtauſches 
zu beſtätigen, gab Adalbert U. vielmehr an, Franz R. habe wohl im 
Verlaufe eines Jahres der Brauerei vier Fäſſer Bier zurückgeſtellt, 
was für ein Bier aber dieſelben enthielten, und ob es ſpeciell zu— 
ſammengegoſſener „Bierhanſel“ war, wiſſe er nicht, darüber könne 
nur der Brauhauscaſſier Franz W. Auskunft geben. Ueber den vom 
Vertheidiger geſtellten Antrag auf Vorladung dieſes letzteren Zeugen 
ging das Berufungsgericht ohne Fällung eines Zwiſchenerkenntniſſes 
hinweg, obſchon die Thatſache, worüber er Auskunft geben ſollte, von 
aufliegender Relevanz iſt. In Folge Widerſpruches der Angaben der 
Entſcheidungsgründe über den Inhalt der Ausſagen des Adalbert U. 
mit deren wirklichem Inhalte iſt das Urtheil zweiter Inſtanz nach 
§ 281, 3.5 St.⸗P.⸗O., und in Folge der Uebergehung des angebotenen 
relevanten Beweiſes nach § 281, 3. 4 St.-P.⸗O., mit Nichtigkeit 
behaftet. 

Die auf Grund der Beſtimmungen der §§ 33 und 292 
St.⸗P.⸗O. von der Generalprocuratur zur Wahrung des Geſetzes er— 
griffene Nichtigkeitsbeſchwerde erweiſt fich daher als eine vollkommen 
gegründete, und war deßhalb derſelben unter Conſtatirung der unter— 
laufenen Geſetzesverletzung ſtattzugeben. 


Literatur. 


Geſchichte des Maria Thereſien⸗Thalers. Herausgegeben von Carl 
Peez und Dr. Joſef Raudnitz. Wien, Graeſer, 1898. 80, VIII + 143 Seiten. 

Eine Monographie, die mehr hält, als der Titel verſpricht. Denn ſie bietet 
nicht nur eine Geſchichte des Maria Thereſien-Thalers, ſondern auch eine Reihe 
von intereſſanten Excurſen in verwandte Gebiete, ohne ſich dabei ins Ungemeſſene 
zu verlieren. Insbeſondere find für die allgemeine Währungsgeſchichte die Nach: 
richten von der Blüte und dem Verfalle fremder Münzſyſteme (Colonnaten, 
Zechinen ꝛc.) von Wichtigkeit, während der theoretiſche Nationalökonom aus den 
Mittheilungen über die Stellung des Levantinerthalers im Wirthſchaftsleben der 
afrikaniſchen Urvölker manch' werthvollen Beitrag zum Verſtändnis des Geld: 
problems gewinnen dürfte. 

Zunächſt wird eine kurze Darſtellung der bis gegen die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts im Oriente herrſchenden Münzſyſteme gegeben; die Gründe, die das 
Ueberhandnehmen der europäiſchen Geldſorten, beſonders der Silbermünzen, in den 
aſiatiſchen und afrikaniſchen Ländern begünſtigten, werden dahin zuſammengefaßt, 
daß hiefür hauptſächlich die durch die langjährige üble Erfahrung genährte Ab— 
neigung gegen die orientaliſchen Münzen, die für die europäiſchen Länder ſtets 
paſſive Handelsbilanz und endlich Arbitragegeſchäfte maßgebend waren, letztere durch 
den Umſtand hervorgerufen, daß das Werthverhältnis des Silbers zum Golde in 
den Orientländern gewöhnlich ein dem Silber günſtigeres war als im Abendlande. 

Daran ſchließt ſich die Entſtehungsgeſchichte des Maria Thereſien⸗Thalers, 
der insbeſondere durch ſeine glückliche Legirung und kunſtreiche Prägung immer 
höheren Rang unter den europäiſchen Münzen gewann, ja im Oriente bald über 
ſeinen Metallwerth bezahlt wurde. Den hiemit verbundenen ſehr bedeutenden Nutzen 
bezogen zunächſt Marſeiller und Augsburger Kaufleute; allein von 1752 an iſt es 
das lebhafteſte Beſtreben der öſterreichiſchen Finanzverwaltung, dieſen Nutzen den 
Staatscaſſen zuzuwenden. Dies führt zu den nach heutigen Begriffen höchſt ſonder⸗ 
baren Transactionen mit Johann Fries (dem nachmaligen Baron), einigen Augs⸗ 
burger Banquiers ꝛc., ohne daß der angeſtrebte Erfolg auf die Dauer erreicht wor: 
den wäre. Trotz aller Verbote und Strafen war der Thalerſchmuggel zu ſehr ver⸗ 
breitet, überdies hatte die Erſchwerung der Thalerausfuhr nur den Effect, die 
levantiniſchen Kaufleute zur Verbreitung anderer Münzſorten anzufpornen. Dies 
bewirkt ſchließlich (1776) die Einführung der freien Thalerprägung und die Auf⸗ 
hebung aller Thaler⸗Ausfuhrverbote, jo daß das öſterreichiſche Aerar ſeither nur 
mit dem beſcheidenen Münzgewinne an der Thalerprägung intereſſirt iſt. 

Nach dem Tode der großen Kaiſerin wird die Nachfrage nach dem letzten 
Gepräge, das Maria Thereſia im Witwenkleide und die Jahreszahl 1780 zeigt, 
ſo groß, daß es ſeit 1783 immer wieder erneuert wird; der Maria Thereſienthaler 
iſt damit zur Handelsmünze geworden. 

Die Verfaſſer geben hierauf eine Darſtellung der einſchlägigen geſetzlichen 
und Normalbeſtimmungen — von Intereſſe iſt der Umſtand, daß trotz des Dualis⸗ 
mus die Ausprägung der Levantinerthaler der öſterreichiſchen Reichshälfte allein 


zuſteht — und knüpfen hieran eine Statiſtik der Thalerprägungen. Aus dieſer ift 
zu eninehmen, daß die höchſten Ziffern 1896 mit 6,455.600 und 1897 mit 
5,440.700 Stück erreicht wurden. Dieſe ſehr bedeutenden Anſchaffungen erfolgten 
größtentheils für Rechnung des italieniſchen Staates, der für den abeſſyniſchen 
Krieg Maria Thereſienthaler in Maſſe benöthigte. Die geſammte, nachweisbar 
1751-1897 ausgeprägte Summe beträgt 133, 200.695 Stück; die wirllich aus: 
geprägte Summe dürfte viel höher ſein und wird von den Autoren auf circa 
200 Millionen Stuck veranſchlagt. 

In längerer Ausführung wird ſodann dargeſtellt, wie ſich die einzelnen 
orientaliſchen Völkerſchaften zum Maria Thereſienthaler verhalten; auf die theil— 
weiſe ſehr intereſſanten Details kann hier nicht eingegangen werden. 

Nach einigen Miscellen wird ſchließlich dem Levantinerthaler für die Zu: 
lunft das Prognoſtikon geſtellt; dasſelbe fällt günſtig aus, da die Verfaſſer auf 
abſehbare Zeit die fördernden Einflüſſe für ſtärker als die hindernden halten. 

Die fleißige und anregende, in ſachlichem und dabei angenehmen Tone ge 
haltene Arbeit ſei beſtens empfohlen. 

Dr. Max Modern. 


Notiz. 


(Verhalten im Deutſchen Reiche gegenüber tſchechiſchen amt⸗ 
hichen Schriftſtücken.) Unter der Ueberſchrift „Sprachenſtrike“ bringt der „Fränk. 
Kur.“ folgende Mittheilung aus Nürnberg: „Aus Pilſen war bei dem Nürnberger 
Magiſtrat vor einiger Zeit ein amtliches Schreiben der dortigen Stadtverwaltung 
in tſchechiſcher Sprache eingelaufen, welches zurückgeſandt wurde, wobei ein Schreiben 
in deutſcher Sprache verlangt wurde. Seitens der Stadt Pilſen iſt nun die Ant⸗ 
wort eingelaufen, daß man die Sprachkenntniſſe des Nürnberger Magiſtrates berück⸗ 
ſichtige und daher eine deutſche Ueberſetzung des früheren Schreibens überſende, 
aber von dem Standpunkte der Gegenſeitigkeit erwarte man, da Pilſen eine böh— 
miſche Stadt ſei, ein ähnliches Vorgehen ſeitens des hieſigen Magiſtrats gegenüber 
böhmiſchen Behörden. Der Bürgermeiſter von Nürnberg bemerkte, in dieſer Auf: 
faſſung machte ſich Logik geltend; es ſollen daher in Zukunft in tſchechiſcher Schrift 
verfaßte amtliche Schreiben nicht mehr zurückgeſendet, ſondern von einem verpflich- 
teten Sprachkundigen überſetzt werden.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Baurathe und Vorſtande des Landesbauamtes 
des Herzogthums Salzburg Adolf Laſch das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens 
und dem Oberingenieur dieſes Landesbauamtes Auguſt Wallner das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsrath im Miniſterium des Innern Karl 
Freiherrn Myrbach von Rheinfeld zum Hofrathe bei der Landesregierung 
in Salzburg ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Regierungsrath und Polizei-Director in Trieſt 
Chriſtoph Buſich zum Hofrathe ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Ober-Finanzrathe bei der Finanz⸗Landesdirection 
in Prag Dr. Camillo Formänek den Titel und Charakter eines Hofrathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Sectionsrath im Finanzminiſterium Dr. Friedrich 
Ploj und den Landes-Advocaten in Brünn Dr. Auguſt Ritter von Popelka 
zu Räthen des Verwaltungsgerichtshoſes ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Staatsbahndirector-Stellvertreter, Oberinſpector 
der öſterrreichiſchen Staatsbahnen Joſef Horoszkiewicz, zum Staatsbahn⸗ 
director in Krakau in der VI. Rangsclaſſe ernannt und demſel ben den Titel 
eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Alois Fabiani in Voloska 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Steuer-⸗Inſpector Joſef Nadali den Titel eines 
Steuer⸗Oberinſpectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe des Finanzminifteriums Franz 
Jopp anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Regierungs⸗ 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe Emanuel Poche in Pribram, 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Ober⸗ 
rechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Geſtütscaſſier Adalbert Smolik in Radautz an⸗ 
läßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Haupt⸗ 
caſſiers verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Claudius von Abbondi in 
Rivia anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Statthalterei⸗ 
Secretärs verliehen. 

Der Minifterpräfivent hat den Bezirksſecretär der galiziſchen Statthalterei 
Johann Adamiak zum Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten im Miniſterraths⸗ 
Präſidium ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Rechnungsrevidenten 
der n.⸗ö. Statthalterei Otto Schwin ner zum Rechnungsrathe im k. k. Verſatz⸗ 
amte in Wien und die Caſſiere dieſes Verſatzamtes Karl Schneider und Franz 
Zwickl zu Hauptcaſſieren ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Polizei⸗Obercommiſſäre Vic⸗ 
torin Kräl von Dobrävoda, Wenzel Olié und Joſef Drasnar zu Polizei⸗ 
räthen, die Polizei⸗Commiſſäre Ferdinand Stampa, Franz Maly, Wenzel 
Ploch, Johann Rejſa, Joſef Lichtenſtern und Karl Fahoun zu Polizei: 
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Obercommiſſären und die Polizei⸗Concipiſten Franz Protiwenski, Johann 
Kutek, Wenzel Liehmann, Dr. Miloslav Bu därek, Wenzel Vyborny 
Bohuslav Kohlmünzer und Johann Schneider zu Polizei⸗Commiſſären in 
Prag ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Ingenieure Franz Pis⸗ 
zezek, Victor Bronikowski, Sigmund Machniewicz, Joſef Kriegseiſen, 
Adam Ritter von Mitſcha, Karl Wojeiechows ki zu Sberingenieuren und die 
Bauadjuncten Onufrius Piekarski, Joſef Hawliczek, Stephan Treter, 
Bronislaus Lesniak, Meier Fächer, Caſimir Rawski und Sigmund Sohn: 
lewski, ferner den Ingenieur des Bezirks⸗Ausſchuſſes in Brzesko Severin God: 
zielinski und den Stadtbaumeiſter in Tarnopol Alfred Ritter von Broniewski 
zu Ingenieuren für den Staatsbaudienſt in Galizien ernannt. 

8 Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Polizei⸗Concipiſten Sta⸗ 
nislaus Ritter von Krzyzanowski in Krakau zum Polizeicommiſſär ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur Joſeph 
Mazae zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Moriz Seka zum Ingenicur 
für den Staatsbaudienſt in Mähren ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Bezirksärzte Dr. Wenzel 
Walter und Dr. Joſeph Cerny zu Oberbezirksärzten in Böhmen ernannt. 


3. 498/1. 
Concurs⸗Ausſchreibung. 
Beim Magiſtrate 1 if die Stelle eines 
Commillärs 
zu beſetzen. 


Mit dieſer Stelle ſind verbunden die Bezüge der IX. Rangsclaſſe, und 
zwar Gehalt jährlich 1.400 fl., Activitätszulage jährlich 250 fl., ferner der An⸗ 
ſpruch auf zwei von 5 zu 5 Jahren fällig werdenden Alterszulagen à 100 fl. 
— 200 fl., ſowie auf ſyſtemmäßige Vorrückung bis in die Bezüge der VII. Rangs⸗ 
claſſe und das Penſionsrecht. 

Erforderniſſe zur Erlangung dieſer Stelle ſind: 

a) die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, Alter unter 40 Jahren und deutſche 
Nationalität; 

b) der Nachweis über Abſolvirung der rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studien und die mit gutem Erfolge abgelegten 3 theoretiſchen Staats: 
prüfungen; 

c) eine mit gutem Erſolge abgelegte praktiſche Prüfung (Richteramts-, Advo⸗ 
caturs⸗ oder politiſche Prüfung). 

Bewerber, welche die politiſche Prüfung noch nicht haben, ſind verpflichtet, 
dieſelbe binnen Jahresfriſt abzulegen. 

Die geſtempelten und belegten Competenzgeſuche ſind bis 20. Juli 1899 
beim Gemeinderathe Klagenfurt einzureichen. 

Gemeinderath Klagenfurt, am 28. Juni 1899. 

Der Bürgermeiſter: 
Neuner. 


8. 498/2. 
Concurs⸗Ausſchreibung. 


Beim Stadtmagiſtrate Klagenfurt iſt die Stelle eines 


Conrepts-Praktikanten 


mit einem Adjutum von jährlich 800 fl. zu beſetzen. 

Erforderniſſe zur Erlangung dieſer Stelle ſind: 

a) öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, ein Alter unter 30 Jahren und deutſche 

Nationalität; Mi 

b) der Nachweis über die Abſolvirung der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen 

Studien, ſowie die mit gutem Erfolge abgelegten drei theoretiſchen Staats⸗ 

prüfungen. 

Bewerber, welche die ſtaatswiſſenſchaftliche Staatsprüfung noch nicht haben, 
ſind verpflichtet, dieſelbe binnen Jahresfriſt abzulegen. 

Der Eintretende hat die praktiſche, politiſche Prüfung binnen 3 Jahren 
abzulegen, wornach dann die Vorrückung in die Stelle eines Concipiſten erfolgt 
mit den Bezügen der X. Rangsclaſſe, und zwar: Gehalt jährlich 1.100 fl., Activi⸗ 
tätszulage jahrlich 200 fl. und dem Anſpruche auf zwei nach je 4 Jahren fälligen 
Alterszulagen & 100 fl. = 200 fl., ſowie auf ſyſtem mäßige Vorrückung bis in 
die Bezüge der VII. Rangsclaſſe und das Penſionsrecht. 

Die mit einer Krone geſtempelten und belegten Competenzgeſuche find bis 
25. Juli 1899 beim Gemeinderathe Klagenfurt einzureichen. 


Gemeinderath Klagenfurt, am 28. Juni 1899. 
Der Bürgermeiſter: 
Neuner. 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungs gerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 37 und 38 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


